
Verpflichtung zur Einhaltung  
der datenschutzrechtlichen Anforderungen  
nach der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) 
 
- Ausländer- und Asylwesen 
 
 
 

Information zur Datenerhebung 
(Datenschutzinformation) 
 
 

Stadtverwaltung Große Kreisstadt Mosbach 

Verantwortlicher nach  
Art. 4 Nr. 7 DSGVO 

Oberbürgermeister: Julian Stipp 

Behördliche/r Datenschutzbe-
auftragte/r 

E-Mail: datenschutz@mosbach.de  

Zweck(e) der Datenverarbei-
tung, Rechtsgrundlage 

Die personenbezogenen Daten werden auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. b, c) Da-
tenschutzgrundverordnung (DSGVO) zum Zwecke der Ausführung des Aufenthaltsge-
setzes und der dazu erlassenen Aufenthaltsverordnung und ausländerrechtlicher Best-
immungen in anderen Gesetzen erhoben und verarbeitet. Die Datenverarbeitung um-
fasst insbesondere die Speicherung der Daten über Ermittlungen und Entscheidungen 
der Ausländerbehörden über zu treffende Maßnahmen nach dem Aufenthaltsgesetz 
und den dazu erlassenen Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften, zu För-
derungen der freiwilligen Ausreise und Reintegration, und Vorhalten der Daten für die 
gesetzlich geregelten Auskunftszwecke und Datenweitergaben. 
§§ 86, 86a Aufenthaltsgesetz, § 62 Aufenthaltsverordnung 

geplante  
Speicherungsdauer 

Die Daten werden ab sofort gespeichert und nach Ablauf von gesetzlich festgelegten 
Fristen gelöscht. Die im Einzelfall jeweils vorgesehene Löschfrist kann im vorliegenden 
Verzeichnis zur Verarbeitungstätigkeit „KM-Ausländer“ eingesehen werden. 

Empfänger oder Kategorie 
von Empfängern der Daten 
(Stellen, denen die Daten of-
fengelegt werden) 

Die erhobenen personenbezogenen Daten werden an das Rechenzentrum 
Komm.ONE sowie im Bearbeitungsfalle an das Bundesverwaltungsamt (Ausländer-
zentralregister – Visabeteiligung – Auslandsvertretungen – Beteiligung Bundesagentur 
für Arbeit), an das Schengener-Informationssystem, an das Bundesamt für Justiz (Bun-
deszentralregister) sowie an weitere europäische Register, an das Regierungspräsi-
dium Karlsruhe, an Meldebehörden, an andere Ausländerbehörden, an das Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge (Integrationsverfahren), an deutsche Standesämter, 
das Landratsamt Neckar-Odenwald-Kreis (Staatsangehörigkeitswesen – Asylbewer-
berleistungsstelle – Soziale Hilfen), die Bundesdruckerei GmbH, an Polizeidienststel-
len, an Staatsanwaltschaften, an deutsche Sicherheitsbehörden, an das örtliche Amts-
gericht, an die Deutsche Rentenversicherung sowie an deutsche Bußgeldstellen über-
mittelt. 

Betroffenenrechte Sie haben als betroffene Person das Recht von der Stadtverwaltung Auskunft über die 
Verarbeitung personenbezogener Daten (Art. 15 DSGVO), die Berichtigung unrichtiger 
Daten (Art. 16 DSGVO), die Löschung der Daten (Art. 17 DSGVO) und die Einschrän-
kung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO) zu verlangen, sofern die rechtlichen Voraus-
setzungen dafür vorliegen. Sie können verlangen, die bereitgestellten personenbezo-
genen Daten gemäß Art. 20 DSGVO zu erhalten oder zu übermitteln. Sie können nach 
Art. 21 DSGVO Widerspruch einlegen. Die Einwilligung in die Verarbeitung Ihrer Daten 
können Sie jederzeit widerrufen. Unbeschadet anderer Rechtsbehelfe können Sie sich 
hier beim Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit be-
schweren. 

Verpflichtung, Daten bereitzu-
stellen, Folgen der Verweige-
rung  

Sie sind gemäß §§ 86, 86a des Aufenthaltsgesetzes verpflichtet, die zum oben ge-
nannten Zweck erforderlichen personenbezogenen Daten bereitzustellen. 

 
 
 Stand: 21.09.2023 
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